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Die ständig steigenden Ausgaben der öffentl ichen Hand für Instrumente der Agrarpol itik 
deuten an, daß die agrarstrukturelle Entwicklung trotz hoher Abwanderungsraten und vor
genommener Kapitalsubstitutionen den Zielvorstellungen nicht entspricht. 

In einem dynamischen System ist fortwährend zu prüfen, ob, und inwieweit mit der durchge
führten - und mit der geplanten - Pol itik die Ziele erreicht werden bzw. ob der MitteIein
satz und die Mittelverteilung den sich ändernden Zielvorstellungen und Rahmenbedingungen 
angepaßt werden müssen. Eine derartige, entsprechend den sich wandelnden Rahmenbedin
gungen zu wiederholende Prüfung wird zwingend, wenn man berücksichtigt, daß 
1. die agrarpolitischen Ziele für unterschiedliche Wirtschaftssubjekte und Wirtschaftsregio

nen definiert werden und 
,2. der Einsatz agrarpol itischer Instrumente durch verschiedene administrative Ebenen ge-
I steuert bzw. beeinflußt wird. 
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Agrarpol itische Ziele sind fUr den Einzelbetrieb, fUr Regionen (Länder), fUr die Bundesre
publ ik Deutschland und fUr die Europäischen Gemeinschaften durch die Entscheidungsträger 
gesetzt worden. Dies hat zu einer mehrschichtigen und mehrdimensionalen Ziel struktur ge
fUhrt, so daß zu fragen ist, ob die Ziele miteinander vereinbar sind. 

Agrarpol itische Instrumente werden gleichfalls von unterschiedl ichen administrativen Ebenen 
eingesetzt: 

a) Preispolitik wird in nationaler Verantwortung auf EG-Ebene betrieben. Die Vereinigung 
unterschiedlicher nationaler Ziele und die Ausgestaltung der Finanzierung der gemein
samen Agrarpol itik bedingen, daß die Preispol itik gegenwärtig zu Konfl ikten zwischen 
agrarpolitischen und allgemeinen wirtschaftspolitischen Zielen fuhrt (KOESTER, 10). 

b) Sozialpolitik wird von der Bundesregierung durchgefUhrt. 

c) Strukturpolitik ist weitgehend als Gemeinschaftsaufgabe von Bund und Ländern gemein
sam zu verantworten und zu finanzieren. Wenn EG-Richtlinien (MULLER, 13) erfullt 
sind, gewährt die EG ZuschUsse. 

Schwierigkeiten fUr einen zielorientierten Instrumenteneinsatz in der Strukturpolitik sind 
unter solchen Bedingungen als systemimmanent zu bezeichnen. Sie werden unvertretbar 
groß, wenn die verschiedenen administrativen Ebenen - wie derzeit - offensichtlich auch 
noch divergierende Ziele anstreben. Welche Konsequenzen dies fUr die Konzeption der 
Agrarstrukturpolitik hat, soll stichwortartig in diesem Korreferat erörtert werden. 

1.2 Zielsetzung der GA "Verbesserung der Agrarstruktur und des KUstenschutzes" 

Gegenwärtig wird allgemein akzeptiert, daß es das Ziel strukturpol itischer Eingriffe sein 
sollte, "durch eine Verbesserung der inter- und intrasektoralen Faktorallokation die Produk
tivität innerhalb des Agrarsektors (zu verbessern) und dadurch ... zu einer Erhöhung der 
Faktorentlohnung (beizutragen)" (5, S. 3). Eingriffe in die Produkt- und Faktormärkte die
nen derzeit vornehm I ich dazu, die Faktorentlohnung in abgegrenzten Betriebsgruppen lang
fristigen Wachstumserfordernissen anzupassen. 

Die Strukturpolitik steht demnach - unter den Nebenbedingungen der sektoralen Verteilungs
politik - vorrangig im Dienst der sektoralen Anpassung zur Förderung des gesamtwirtschaft
lichen Wachstums. Das bedeutet im einzelnen 
- eine Anpossung und Integration des Agrarsektors an Wettbewerbsformen zwischen Sektoren 

und Regionen, 
- eine Stärkung der Wettbewerbsstellung innerhalb der EG und 
- einen Ausgleich unterschiedlicher räumlicher Entwicklungsniveaus. 

Zur Bewältigung dieser Aufgaben können preis-, sozial- und strukturpolitische Maßnahmen 
beisteuern, die 
- die Zahl der im Agrarsektor beschäftigten Personen verringern, 
- die Entwicklung von landwirtschaftlichen Betriebseinheiten fördern, die in ihrer Faktor-

ausstattung und Produktionsintensität den zielorientierten Produkt- und Faktorpreisen ent
sprechen und dadurch Einkommen ermögl ichen, die zu einem Abbau sektoraler Einkom
mensdifferenzen fuhren. 

Welchen Beitrag einzelne Instrumente der Strukturpolitik dazu leisten, wird von den sekto
ralen und gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen mitbestimmt. Daneben kann eine zu 
starke bzw. einseitige BerUcksichtigung der unterschiedlichen Anspruche der einzelnen 
Ebenen an die Agrarstrukturpol itik zu einer suboptimalen Förderungsstrategie fuhren. 
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a) Die in der Produktion bleibenden Einzelbetriebe erwarten von der GAK eine Vergröße
rung ihres Wachstumspotentials 
- über einen Ausbau der Veredlungskapozitöt und/oder 
- über eine Ausdehnung der Flöchenkapazitöt 
mit der Konsequenz, daß das verfügbare Einkommen steigt. 

b) Die Lönder als Tröger von Verwaltungs- und Finanzierungszustöndigkeit beanspruchen 
Mittel, um die regionale Wirtschaftskraft zu störken. Je nachdem, ob sie in der Lage 
sind, die verfügbaren Mittel 
- sektorintern bzw. 
- sektorübergreifend einzusetzen, 
ergibt sich, wie zu zeigen sein wird, ein unterschiedlicher Effekt auf die Zielverwirk
I ichung. 

c) Der Bund als Tröger von Gesetzgebungs- und Finanzierungszustöndigkeit sollte diejeni
gen Förderungsstrategien anwenden, die zu minimalen volkswirtschaftlichen Kosten die 
Nebenbedingungen erfüllen. Er allein ist in der Lage, die Strukturpol itik in Abhöngig
keit von der gesamtwirtschaftlichen Situation mit den Instrumenten der Preis- und Sozial
pol itik abzustimmen. 

Deswegen sind die Maßnahmen unter Beachtung der Rahmenbedingungen anhand eines Refe
renzsystems zu bewerten und diejenigen auszuwöhlen, die das Wachstumsziel und vertei
lungspolitisch motivierte Nebenbedingungen zu minimalen volkswirtschaftlichen Kosten er
füllen (KOESTER und TANGERMANN, 11, S. 63 ff). 

~~AK i~nnungsfeld von Wachstums- und Verteilungspolitik 

Die Anerkennung der PrioritCit des Wachstumsziels für die Maßnahmen der Strukturpol itik 
zwingt die Tröger der GAK keineswegs, von vornherein verteilungspol itische Interessen zu
rückzustellen. WC:Ihrend der Bund bevorzugt wachstumspol itische Aspekte verfolgen möchte, 
betrachten die meisten Lönder die GAK aus verteilungspol itischer Sicht. Bund und Lönder 
sollen sie gemeinsam konzipieren und finanzieren (3). Dem Bund obi iegt dabei die Aufgabe, 
auf übergeordnete gesamtwirtschaftliche und sektorale Ziele zu achten. Insbesondere wird 
er dabei zu berücksichtigen haben, daß die agrarstrukturellen Entwicklungen in den Löndern 
sich einander anni:lhern und nicht weiter auseinanderstreben und dementsprechend versuchen, 
den Mitteleinsatz für die Instrumente zu lenken. Dem steht entgegen, daß diese Aufgabe 
vom Bund bisher nicht wahrgenommen wurde, denn die Aufwendungen zugunsten einzelner 
agrarstruktureller Maßnahmen sind historisch gewachsen. Auch die Fortschreibung des Rah
menplanes hat bisher nicht das Förderungsvolumen den regionalen Erfordernissen angepaßt. 
Dieser Forderung des Gesetzgebers, die Mittel nach röuml ichen und sachl ichen Schwerpunk
ten zu verteilen bzw. eine Begründung für die gegenwörtige Verteilung der Mittel zu geben, 
ist die Exekutive bisher nicht nachgekommen (MÜLLER, 13, dieser Band S. 313). 

An der Finanzierung der Maßnahmen der GAK sind die Lönder mit 40 v.H. der Mittel (beim 
Küstenschutz nur 30 v. H.) beteil igt. Bei der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der regio.
nolen Wirtschaftsstruktur" finanziert der Bund "nur" 50 v. H. des Förderungsvolumens (18) . 
Nach den Ausführungen von Herrn MÜLLER ist der Bund unzureichend an der Planung und 
Durchführung der regionalen Agrarstrukturpol itik beteil igt. Die Lönder verfügen demzufol
ge im Rahmen der Finanzübertragungen über einen eigenen Etat für ihre Förderungspolitik. 
Unterschiedliche Förderungskonditionen und Förderungsschwerpunkte in den Li:lndern bele
gen, daß landespolitische Ziele und nicht der Ausgleich unterschiedlicher regionaler Ent
wjicklungsniveaus zwischen den Löndern im Vordergrund stehen. Je nachdem, ob in den 
L~ndern mit den Instrumenten der GAK eine isol ierte sektorspezifische oder eine integrierte 
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sektorubergreifende Förderungsstrategie durchgefUhrt wird, ergeben sich unterschiedl iche 
Auswirkungen auf das Wachstum und die verteilungspol itischen Ziele. 

Die Beurteilung der Konsistenz der Maßnahmen der GAK wird erleichtert, wenn man den 
sektorinternen produktivitätssteigernden die sektorUbergreifenden mobil itl:ltsfördemden Instru
mente gegenUberstellt und miteinander vergleicht. Letztere induzieren im allgemeinen eben
falls Produktivitl:ltssteigerungen. Dabei gehen wir von folgenden Hypothesen aus: 

a) Produktivitl:ltssteigerung und Mobil itl:ltsförderung tragen zur besseren Faktorallokation bei 
und sind daher mit dem Wachstumsziel vereinbar. 

b) Produktivitätssteigerung und Mobilitätsförderung tragen dazu bei, daß administrativ fest
gesetzte Agrarpreise nicht in dem Umfang angehoben werden mUssen, wie es ohne die 
Instrumente der GAK unter Berücksichtigung sektoraler Einkommensziele erforderlich 
wäre. Die volkswirtschaftlichen Kosten der Agrarproduktion können sinken, was zu einer 
Stimul ierung des Wachstums fuhren kann. 

2.1 Der Beitrag sektorinterner Förderungsstrategien zum Wachstumsziel 

Da gröbere Tests für die aus der Produktionstheorie ableitbare Hypothese sprechen, "daß die 
Grenzproduktivität (der Wachstumsbeitrag) des Kapitals in einem Sektor in Gebieten mit 
einer geringen Kapital intensitl:lt - "bei vergleichbarer Produktionsstruktur" - am höchsten 
ist, und daß diese Regionen zugleich diejenigen sind, in denen auch das Einkommensniveau 
niedrig ist, erscheint ein relativ niedriges Einkommensniveau ein Indiz dafür zu sein, daß 
in einer Region der Wachstumsbeitrag des Kapitals in dem jeweils betrachteten Sektor rela
tiv groß ist" (THOSS u.a., 17, S. 2). Aufgrund dieser produktionstheoretischen Hypothese 
wurden in bezug auf die GA "Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" Fördergebie
te abgegrenzt mit der Zielsetzung, "die privaten Investitionen durch die Gewährung von 
Beihilfen und den Ausbau der Infrastruktur in jenen Gebieten zu fördern, in denen 
a) das Einkommensniveau unter einem als tolerierbar betrachteten Schwellenwert liegt, 
b) die Grenzproduktivität einer zusätzlichen privaten Investition über einem vereinbarten 

Mindestwert liegt und/oder 
c) die Branchenstruktur eine Unstabil ität der Arbeitsplätze befürchten läßt, die das zumut-

bare Ausmaß überschreitet" (THOSS u.a., 17, S. 3). 

Wenn man wie bei der Festlegung der Fördergebiete die Berechtigten in bezug auf die GA 
"Verbesserung der Agrarstruktur" anhand produktionstheoretischer Überlegungen ermittelt 
hl:ltte, könnte man diejenigen Betriebe in einzelnen Regionen verstärkt fördern, die z. Zt. 
mit einer vergleichsweise geringen Kapitalintensität produzieren. Wie man anhand der 
Agrarberichtsdaten zeigen kann, produzieren kleinere Betriebe und Futter- und Gemischt
betriebe tendenziell mit geringerer Kapital intensität als größere Betriebe und Marktfrucht
bau- und Veredlungsbetriebe (BECKER u.a., 1). Unter der Annahme, daß die Betriebe 
identische Produktionsfunktionen realisieren können, wäre eine Förderung kleinerer Betriebs
einheiten mit einer größeren Grenzproduktivität des Kapitaleinsatzes verbunden, als wenn 
Betriebe gefördert werden, die bereits eine relativ hohe Kapital intensität verwirklicht ha
ben, es sei denn, es bestUnden zwischen Kapitalerhöhung und dem Produktionsfaktor Boden 
komplementäre Beziehungen (wie z. B. in Ackerbaubetrieben) . Aus der Sicht der meisten 
Länder scheint aufgrund dieser Überlegungen eine Förderschwelle nicht erforderlich zu sein, 
denn marginale Kapitalsubventionen in kleineren Betrieben versprechen größere aggregierte 
Kapazitätseffekte als vergleichbare Kapitalsubventionen in größeren Betrieben. Demzufolge 
könnte eine "Förderung" fUr kleinere Betriebe aus Ländersicht als eine "sinnvolle" wirt
schaftspol itische Maßnahme betrachtet werden, bei der das begrenzte sektorinterne Agrar
budget auf kleinere Betriebseinheiten bzw. Grünlandbetriebe verteilt wird. Der aggregierte 
sektorale Produktionseffekt kann größer sein als derjenige, der sich ergeben wUrde, wenn 
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das begrenzte Budget auf größere Betriebseinheiten verteilt wUrde, die bereits eine höhere 
Kapital intensittlt haben. Dieser Sachverhalt ist aber, wie sptlter noch gezeigt wird, vor 
allem als Konsequenz einer mit der regionalen Wirtschaftspolitik nicht koordinierten Agrar
s~rukturpol itik zu betrachten, bei der die intersektoralen Faktorwanderungen nur bedingt ge
fördert werden. 

Den Beitrag, den sektorinteme Maßnahmen fUr die Erreichung der Ziele leisten können, 
hi:ingt also u.a. davon ab, 
- mit welcher Intensiti:it produziert werden kann und 
- ob die zustltzl ich geschaffenen Produktionseinheiten zu einer Ausdehnung der Produktion 

mit und ohne Interventionsmögl ichkeiten führen. 

Dementsprechend ist der Ziel beitrag der sektorintemen investiven Förderung um so nachhal
tiger (HESSE und LINDE, 8, S. 178), 
- je kleiner der Homogenittltsgrad der Produktionsfunktion, 
- je kleiner die Kapital intensittlt in der Ausgangssituation, 
- je größer die Grenzrate der Substitution zwischen Arbeit und Kapital in den 

geförderten Betrieben, 
- je größer das Potential an ertragssteigemden und faktorsporenden technischen 

Fortschritten und 
- je größer das Volumen komplementtlrer Investition ist. 

2.2 Der Beitrag sektorUbergreifender Förderungsstrategien zum Wachstumsziel 

Die gegenwtlrtig praktizierte und im Ausbau befindl iche sektorinteme Förderungsstrategie 
der Ltlnder, die intersektorale Faktorwanderungen kaum begUnstigt und ungeachtet der Ent
wicklung auf den Produktmtlrkten durchgefUhrt wird, mag aus verteilungspol itischen Ge
sichtspunkten gerechtfertigt sein, zum gesamtwirtschaftlichen Wachstum trligt eine derartige 
Strategie unseres Erachtens kaum etwas bei. 

DemgegenUber fuhren sektorübergreifende Förderungsstrategien dazu, daß die volkswirt
schaftliche Unterbeschliftigung im Agrarsektor und die regionale Arbeitslosigkeit abgebaut 
werden können (HARRIS and TODARO, 7, S. 137 f). Da jedoch gegenwtlrtig Agrarstruktur
politik und regionale Wirtschaftsförderung weitgehend getrennt voneinander durch unter
schiedl iche regionale Planungsbehörden konzipiert werden und Llinder nicht an den sektora
len Kosten der Unterbeschäftigung und regionalen Arbeitslosigkeit beteiligt sind, gibt es 
keine gemeinsamen Effizienzüberlegungen zur Gestaltung llindlicher Rtlume. Es existieren 
für das Budget der regionalen Wirtschaftsförderung und der Agrarstrukturpol itik in der Regel 
unterschiedliche regionale Schattenpreise (MARGLlN, 12, S. 79 ff). Ob der Schattenpreis 
des Budgets der regionalen Wirtschaftsförderung oder der regionalen Agrarstrukturpolitik fUr 
die Länder größer ist, htlngt von der Art der jeweiligen Objekte in Verbindung mit den je
weiligen Produktionsstrukturen und den Finanzierungsmechanismen ab. Die Differenz der 
Schattenpreise drUckt dabei aus, ob Wohlfahrtsverluste in einer Region durch isolierte Poli
tik eintreten, die unter anderem durch die Finanzierungsmechanismen der Agrarstrukturpoli
tik und der regionalen Wirtschaftsförderung verstlirkt werden können. Die durch isol ierte 
Förderungsstrategien ausgelösten Wohlfahrtseinbußen können abgebaut werden, wenn fUr 
beide Maßnahmengruppen ein gemeinsames regionales Budget zur Verfügung stunde. 

Um zu analysieren, welchen Zielbeitrag sektorUbergreifende Maßnahmen haben, sind die 
jeweil igen sektoralen Produktionsmögl ichkeiten anhand der regionalen Produktionsstruktu
ren zu beurteilen (vgl. BECKER und KOESTER, 2, S. 584 ff; THOSS, 16, S. 496 ff, und 
1HOSS u.a., 17). Der Beitrag sektorübergreifender Instrumente zum Wachstumsziel durfte 
um so größer sein, je größer die sektoralen Unterschiede im Niveau der sektoralen Wert
grenzproduktivitäten sind, wobei diese nicht anhand der gegenwlirtigen, sondem anhand 
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der zielorientierten Agrarpreise abzuleiten sind. Der Effekt einer sektorUbergreifenden Maß
nahme in bezug auf das Wachstumsziel kann demzufolge nur dann quantifiziert werden, wenn 
einerseits zielorientierte Agrarpreise und andererseits Vel'Önderungen der Faktorproduktivittl
ten ermittelt werden, die sich durch die Arbeitskrtlftemobil ittlt und die Aufstockung des Ka
pitalstockes in verbleibenden landwirtschaftl ichen Betrieben und in Ubrigen Wirtschaftsbe
reichen ergeben. Dazu ist es notwendig, die Wertgrenzprodukte der Faktoren auf regiona
ler Ebene mit Hilfe von Produktionsfunktionen·abzuleiten. Sind sie bekannt und werden sie 
fortgeschrieben, dann können sektorUbergreifende Förderungsstrategien unter BerUcksichti
gung des Finanzierungsvolumens entwickelt sowie Schwerpunkte der Förderung abgeleitet 
werden (THOSS u. a., 17). 

3 Überlegungen zur relativen VorzUglichkeit sektors~zifischer Förderungsstrategien 

In den vorausgegangenen Ausfuhrungen wurde gezeigt, daß bei bevorzugter Verfolgung ver
teilungspolitischer Ziele - wie es vor allem durch die U:lnder praktiziert wird - andere För
derungsstrategien in den Vordergrund treten, als im Falle einer bevorzugten Verfolgung des 
Wachstumszieles. 

Abschl ießend ist noch kurz zu diskutieren, ob aus einzelbetrieblicher, regionaler und ge
samtwirtschaftlicher Sicht eine mehr sektorinterne oder eine versttlrkt sektorUbergreifende 
Förderungsstrategie vorzunehmen ist (BECKER u. a., 1). 

3.1 Förderungsstrategien aus der Sicht wachstumsorientierter Betriebe 

Die zur Entwicklung von Einzelbetrieben konzipierten Förderungsmaßnahmen können sowohl 
sektorintern an den sich entwickelnden als auch sektorUbergreifend an den abstockenden Be
trieben ansetzen. Dabei sind investive und fltlchenmobilisierende Maßnahmen zu unterschei
den. 

Die an dem Einkommensbeitrag je 1 000 DM Kapital gemessene relative VorzUglichkeit der 
einzelnen Maßnahmen fUhrt zu dem Ergebnis, daß diejenigen Förderungsmaßnahmen die 
größte Bedeutung bekommen, die die Fltlchenaufstockung der wachstumswilligen Betriebe 
begUnstigen. Die uber Fltlchenzupocht ablaufenden Betriebsaufstockungen können in der 
Regel ohne größeren Kapitalaufwand realisiert werden und fuhren darUber hinaus zu einer 
vergleichsweise geringeren Einschrtlnkung der betriebi ichen Anpassungsftlhigkeit. Auch dem 
Staat entstehen bei dieser Art der Förderung die geringsten Kosten. 

Die investiven Maßnahmen gewinnen aufgrund der verteilungspolitischen Nebenbedingung 
erst dann an Bedeutung, wenn die natUrlichen Ertragsverhtlltnisse ungUnstig sind, die be
triebliche Aufstockung aufgrund mangelnder Produktionsalternativen an eine fltlchenabhtln
gige Veredlung gebunden ist und/oder das regionale Fltlchenangebot unzureichend ist. Un
ter diesen Umsttlnden erhtllt die Althofsanierung eine hohe Priorittlt. Sie ist geeignet, nicht 
nur den betriebl ichen Gewinn spUrbar zu erhöhen, sondern ermögl icht durch das vergleichs
weise hohe förderungsftlhige Investitionsvolumen darUber hinaus eine 
- Anpassung an eine angemessene Produktionskapazittlt und -technik, 
- eine durchgreifende Verbesserung der Liquidittlt und damit eine 
- Senkung des mit größeren EntwicklungssprUngen verbundenen Unternehmerrisikos. 

Aus der Sicht der Einzelbetriebe bleibt eine mit kleinen Förderungsbetrtlgen breitgestreute 
Förderungsstrategie wirkungslos. 
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3.2 Förderungsstrategien aus der Sicht der Ll:lnder 

Das Streben der Länder mit Hilfe der Maßnahmen der GAK, den verteilungspolitischen 
Aspekten Vorrang vor dem Wachstumsziel der Strukturpolitik einzuräumen, wird derzeit er
leichtert bzw. gestutzt, weil 
1. die Maßnahmen der GAK von den Instrumenten der allgemeinen regionalen Wirtschafts

förderung isol iert sind und sektorintern eingesetzt werden und 
2. die im Rahmen der GAK mögl ichen sektorinternen Maßnahmen nicht 

- wie notwendig - als mittel- und langfristig orientierte Instrumente zum Einsatz ge
langen, sondern bevorzugt unter kurzfristigen verte ilungspol itischen Aspekten angewen
det werden. 

Diese Sachverhal te ermögl ichen es den Ll:lndern, die keine Verantwortung fUr die Folgen 
dieser Pol itik Ubernehmen, die sektorinterne Förderung mögl ichst "breit zu streuen" und da
bei auch Betriebe einzubeziehen, die langfristig eine Dauersubventionierung benötigen, da 
das Einkommenspotential dieser Betriebe aufgrund zu kleiner Kapazitl:lten sich nur unzurei
chend der volkswirtschaftlichen Entwicklung anpassen kann. Insgesamt gesehen fUhrt daher 
di,e kurzfristige Orientierung der Ll:lnderpoI itik bei der Anwendung der sektorinternen Maß
nahmen zu langfristigen Konflikten mit den Ubergeordneten Zielen. 

Es ist daher unerll:lßlich, die oben unter 1. und 2. genannten Schwl:lchen der GAK zu besei
tigen, damit sichergestellt wird, daß die Maßnahmen der Agrarstruktur- und der regionalen 
Wirtschaftspol itik in Abhängigkeit von der regionalen wirtschaftlichen Entwicklung aufein
ander abgestimmt und damit die größtmögliche Steigerung des regionalen Bruttoinlandspro
duktes erreicht werden kann. 

Ob, und wenn ja, in welchem Maße dann eine investive Förderung des Agrarsektors bzw. 
der ubrigen Wirtschaftsbereiche anzustreben ist, hl:lngt von folgenden regionalen Kriterien 
ab: 
1. dem Mobil itätsverhalten 
2. den Faktorproduktivitäten in den Sektoren 
3. der Erweiterung der Kapitalstöcke • 

WUrde die Verteilung sektorspezifischer Förderungsmaßnahmen in Regionen anhand der je
weiligen sektoralen Produktionsmögl ichkeiten vorgenommen, so wl:lre folgendermaßen zu 
verfahren: 
- Eine Förderung des Agrarsektors durch investive Maßnahme ist dann sinnvoll, wenn sich 

das Bruttoinlandsprodukt in der Region dadurch stl:lrker erhöhen wUrde als dies der Fall 
wäre, wenn der industrielle Sektor seine Kapazitl:lten erhöht. Bei ausschi ießI icher Ll:ln
derbetrachtung sind Produktionsalternativen anhand der gegenwl:lrtigen Produktpreise und 
deren Veränderungen zu bewerten und nicht anhand der zielorientierten Preisrelationen 
und deren Entwicklung. 

- Da die Produktionselastizitäten der Arbeit und des Kapitals vornehml ich in Futterbaube
trieben groß sind und diese sich größtenteils in schwach entwickelten Wirtschaftsregionen 
konzentrieren, die aufgrund fehlender Agglomerationseffekte (im interregionalen Ver
gleich) niedrige Produktionselastizitäten im industriellen Bereich haben, scheint nur eine 
investive einzelbetriebl iche Förderung eben dieser Betriebe aus der Sicht der Länder eine 
angemessene wirtschaftspol itische Maßnahme zu sein. 

- Die investive Förderung der Ackerbauregionen sollte zugunsten einer Förderung Ubriger 
Wirtschaftsbereiche eingestellt werden. Die dadurch ermögl ichten Abwanderungseffekte 
aus dem Agrarsektor lassen ein bedeutend stärkeres regionales Wachstum erwarten als eine 
Förderung innerhalb des Agrarsektors . Es ist sogar davon auszugehen, daß aufgrund der 
verfugbaren arbeitssparenden technischen Fortschritte eine Abwanderung von Arbeitskrl:lf-
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ten aus dem Agrarsektor auch dann nicht zu einer Minderung des regionalen BIP zu fUhren 
braucht, wenn die Wertschöpfung der Abwandernden in Ubrigen Wirtschaftsbereichen klei
ner als im Agrarsektor ist. 

3.3 Förderungsstrategien aus der Sicht des Bundes 

Aus der Sicht des Bundes ist die Förderung der Abwanderung in denjenigen Regionen eine 
optimal e Pol itik, in denen zusCitzl iche Arbeitspl Citze aufgrund von Agglomerationsvorteil en 
(GIERSCH, 4, S. 283 ff, und OECD, 14, S. 204 ff) zu niedrigen Investitionskosten geschaf
fen werden können und eine Umschulung der Betriebsleiter aufgrund der Altersstruktur erfolg
versprechend ist. Derartige Regionen sollten aus gesamtwirtschaftlicher Sicht von einer in
vestiven Förderung I andw i rtschaf tl icher Betriebe generell ausgeschlossen werden. Investive 
Förderungsmaßnahmen sollten auf die Regionen und Produktionsbereiche beschrCinkt werden, 
in denen 
1. die Schaffung industrieller ArbeitsplCitze und interregionale Faktorwanderungen unver

tretbar hohe volkswirtschaftl iche Kosten verursachen, und wo erwartet werden kann, daß 
industrielle Wirtschaftsbereiche langfristig Wettbewerbsnachteile haben und 

2. die gegenwCirtige Agrarstruktur durch vergleichsweise hohe ArbeitsintensitCiten und nie
drige Kapitalkoeffizienten gekennzeichnet ist, 

3. durch die Förderung die Angebots- und NachfrageverhCiI tnisse auf den Produkt- und Fak-
tormCirkten nicht ins Ungleichgewicht gebracht werden. 

DarUber hinaus obi iegt dem Bund die Aufgabe, die Maßnahmen der Preis-, Sozial- und 
Strukturpolitik zu synchronisieren mit dem Ziel, eine harmonische Entwicklung des Faktor
einsatzes sicherzustellen. Eine Notwendigkeit der wachstumsorientierten Agrarpol itik ist es, 
den Arbeitseinsatz in den Agrarregionen zu verringern. Wenn dieser um einen Exponential
pfad aufgrund konjunktureller Einflusse schwankt (v. WEIZSÄCKER, 19, S. 719), 

(1) L(t) = [1 + m(t) sin ntJ 

mit L = Arbeitseinsatz 

gt 
e 

9 = effektive langfristige Verminderungsrate des Arbeitseinsatzes 

n = ZykluslCinge (Konjunkturzyklus) 

m = Ampl itude 

und diese Schwankungen verhindert werden sollen, so sind die agrarpolitischen Instrumente 
in ihrer ze itl ichen IntensitCit aufeinander abzustimmen, 
wobei 

die SchwingungsintensitCit, die eine Funktion der allgemeinen gesamtw i rtschaftl ichen Rah
menbedingungen (K), der Förderung durch die GAK (I) und der Preispolitik (P) ist, den 
Wert Null annehmen sollte. Da, wie zu Beginn unseres Korreferates ausgesprochen, die 
Preispolitik und die konjunkturellen Einflusse "sektorexogen" sind, sind die Maßnahmen 
der GAK derart einzusetzen, daß sie den EinflUssen sektorexogener Faktoren entgegenwir
ken. GegenwCirtig hemmen Preispolitik und konjunkturelle Einflusse die regionale Abwan
derung. Um trotzdem das Wachstumsziel anzustreben, sind die Maß,nahmen der GAK derart 
umzufunktionieren, daß sie verstCirkt sektorubergreifend wirken können und nicht wie in der 
Vergangenheit sektorintern zur Erhöhung des Kapitalstocks eingesetzt werden und die Ab-
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wanderung einschränken. Ein nach sachl ichen und räuml ichen Gesichtspunkten zu steuern
der Mitteleinsatz wird aufgrund der Konstruktion der GAK nur zu erreichen sein, wenn 
zwischen Bund und ländern ein Kompromiß gefunden werden könnte. (HAMADA, 6, und 
OlSON and ZECKHAUSER, 15). Um einen solchen zu erreichen, ist es notwendig, daß 
der Bund die ihm zukommende gestaltende Funktion in der Agrarstrukturpolitik endlich über
nimmt und den ländern gleichzeitig im Sinne einer sektorübergreifenden Förderungsstrategie 
einen größeren Handlungsspielraum gewährt. Eine derartig konzipierte Strukturpolitik würde 
die Mobil ität und Anpossungsfähigkeit der Produktionsfaktoren fördern. Wenn dagegen - wie 
gegenwärtig - die öffentlichen Mittel der Agrarstrukturpolitik vorwiegend die Kapitalinten
sität bei unveränderter Betriebsgrößenstruktur erhöhen, trägt die Strukturpol itik überwie
gend "dirigistische und konservierende Züge. . •. Die Mehrheit (der Maßnahmen) verfolgt 
das Ziel, die Einkommensniveaus und die Beschäftigung in Bereichen zu verteidigen, die 
durch die Marktkräfte gefährdet sind". (Vgl. 9, S. 133). Dies scheint leider uneinge
schränkt für die im Ausbau begriffene landwirtschaftl iche Strukturpol itik zuzutreffen. 
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